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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Für verstärkte Unterstützung der regionalen Radio- und Fernsehsender kämpft eine
Motion Darbellay (cvp, VS), die – wie viele andere Vorstösse – in der Woche nach der
rekordknappen Annahme der RTVG-Vorlage eingereicht wurde. Das Anliegen sah vor,
die Gebührenanteile für Radio- und Fernsehstationen auf 6 Prozent zu erhöhen. Die
kurz zuvor angenommene RTVG-Revision sah eine Spannbreite bei den
Abgabenanteilen von 4-6% vor. Diese Lösung geht zurück auf ein während der
Differenzbereinigung erfolgtes Zugeständnis des Nationalrats an den Ständerat; die
grosse Kammer hatte ursprünglich eine Spannbreite von 4-5% befürwortet, was
gegenüber der bundesrätlichen Vorlage (3-5%) bereits einer Erhöhung entsprach. Im
Nationalrat setzten sich Vertreterinnen und Vertreter aus Mitte-Links mit 77 zu 62
Stimmen bei 52 Enthaltungen erfolgreich für das mittlerweile von Fabio Regazzi (cvp, TI)
übernommene Anliegen ein. Dieses Resultat kam in erster Linie zu Stande, weil sich 38
SVP-Fraktionsmitglieder der Stimme enthielten. 1

MOTION
DATUM: 09.03.2017
MARLÈNE GERBER

In Übereinstimmung mit dem Entscheid des Nationalrats beantragte die KVF-SR die
Motion Darbellay (cvp, VS) zur Erhöhung der Gebührenanteile für Radio- und
Fernsehstationen auf 6 Prozent mit 7 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen zur Annahme.
Die Kommission erachte gemäss Stefan Engler (cvp, GR) in Übereinstimmung mit dem
bundesrätlichen Bericht die „lokalen Radio- und TV-Stationen als wichtigen Bestandteil
der Informationsbeschaffung im Lande“ und möchte deshalb nicht wie der Bundesrat
bis 2020 warten, um den maximalen im Gesetz vorgesehenen Vergütungsanteil
auszuschöpfen. Stattdessen sollten die Strukturdefizite sofort behoben werden. Diese
Ansicht vertrat auch eine Mehrheit des Ständerats, der die Motion mit 39 zu 4 Stimmen
(1 Enthaltung) annahm. 2

MOTION
DATUM: 26.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Mit seinem Bericht über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre
2018 beantragte der Bundesrat dem Parlament, die Motion Darbellay (cvp, VS) mit der
Forderung nach einer Erhöhung der Gebührenanteile für Radio- und
Fernsehstationen als erfüllt abzuschreiben. Bereits im Oktober 2017 hatte der
Bundesrat beschlossen, den Gebührenanteil für konzessionierte Stationen per 2019 von
CHF 67.5 Mio auf CHF 81 Mio. anzuheben, womit er die im Rahmen der RTVG-Revision
eingeführte Spannbreite von 4 bis 6 Prozent vollständig und in Übereinstimmung mit
der Forderung der Motion ausgeschöpft hatte. Das Parlament schrieb die Motion in der
Sommersession 2019 ab. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.06.2019
MARLÈNE GERBER

Presse

Am Jahrestreffen des Schweizer Medienkongresses äusserte sich Bundesrat Maurer
(svp) äusserst kritisch zur aktuellen Medienlandschaft. Es herrsche überwiegend ein
„mediales Meinungskartell“, das die Staatstätigkeit selten hinterfrage und Themen, die
das Volk beschäftigten, kaum aufgreifen würde. Die „selbstverfügte Gleichschaltung“
der Medien, die nach bestimmten Glaubenssätzen – wie beispielsweise, dass der
Mensch den Klimawandel verschulde oder dass Alternativenergien der Atomenergie
vorzuziehen seien – operiere, könne nicht durch eine Erhöhung der Anzahl an
Presseerzeugnissen verhindert werden. Was nach wie vor fehle sei Meinungsvielfalt. Als
Reaktion auf seine Rede erhielt Maurer Pfiffe und Buhrufe, was laut Angaben der
„Schweiz am Sonntag“ einem Regierungsmitglied zuletzt 1995 widerfuhr, nämlich der
damaligen Bundesrätin Ruth Dreifuss (sp), die am Eidgenössischen Schwingfest für den
EU-Beitritt geworben hatte. 4

ANDERES
DATUM: 13.09.2013
MARLÈNE GERBER
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An der Dreikönigstagung entschuldigte sich Hanspeter Lebrument, Präsident des
Verbands Schweizer Medien, bei Bundesrat Ueli Maurer, der aufgrund seiner
Äusserungen am vergangenen Schweizer Medienkongress laute Kritik hatte einstecken
müssen. "Wie die Muttenzer Kurve im St.-Jakobs-Park" hätten sich die
Kongressteilnehmer verhalten, als der Bundesrat die aktuelle Medienlandschaft als
"mediales Meinungskartell" bezeichnet und die Medien der "selbstverfügten
Gleichschaltung" beschuldigt hatte. Nichtsdestotrotz vertrete er nach wie vor eine
entschieden andere Meinung als der damalige Bundespräsident. Weitere Kritik musste
der Verband im Folgenden hingegen auch von Medienministerin Leuthard (cvp)
einstecken, welche die Medienbranche anlässlich ihrer Rede am Swiss Media Forum als
wenig innovativ bezeichnete. In einem Interview mit der Aargauer Zeitung hob sie das
kürzlich lancierte Portal Watson als positive Ausnahme hervor. 5

ANDERES
DATUM: 08.01.2014
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2017, S. 323
2) AB SR, 2017, S. 714 ff.; Kommissionsbericht KVF-SR
3) BBl, 2019, S. 2981; Medienmitteilung UVEK vom 18.10.17
4) Medienmitteilung VBS vom 13.9.13; NZZ, 14.9.13; SO, 15.9.13.
5) BaZ, 8.1.14; AZ, 10.5.14
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